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Der gute Mensch von Bottrop
Mehrere tausend Patienten könnten von unterdosierten Krebsmedikamenten betroffen sein

In einem der größten Betrugsfälle
im Gesundheitswesen in den letz-
ten Jahren geht es um unterdo-
sierte Krebsmedikamente aus einer
Apotheke in Bottrop.

Von Ulrike Henning

Zwar sitzt der Inhaber der »Alten
Apotheke« von Bottrop, Peter S. seit
November 2016 in Untersuchungs-
haft, aber viele Bürger der Stadt er-
innern sich an seine wiederholten
Spenden – unter anderem für die
Flüchtlingsarbeit und an ein Hospiz.
Er organisierte auch Sponsorenläufe
für krebskranke Kinder, gab also et-
was von seinem Wohlstand zurück.
Jetzt wachsen die Zweifel daran, dass
Peter S. nur ein guter Bürger und ein
erfolgreicher und wohltätiger Apo-
theker war.
Der 46-jährige Pharmazeut stellte

Infusionen für Krebskranke her. Die-
se Medikamente, darunter Chemo-
therapeutika und Tumor-Antikörper-

therapien, müssen per Infusion auf-
genommen werden. Die Lösungen
werden in spezialisierten Apotheken
zubereitet, die dazu Reinräume vor-
halten. Darin wird in Schutzkleidung
und an Werkbänken gearbeitet, bei
denen noch einmal eine Glasscheibe
für die Abschirmung vor jeglicher
Verunreinigung sorgt. In der Bun-
desrepublik existieren etwa 250 der-
artig spezialisierte Apotheken mit
Reinraumlaboren. Sie teilen sich das
ertragreiche Geschäft mit der Zube-
reitung der nur kurz haltbaren Me-
dikamentenlösungen.
Der Inhaber der »Alten Apotheke«

in Bottrop, Peter S. hat vermutlich seit
einigen Jahren systematisch Kran-
kenkassen betrogen, indem er un-
terdosierte Krebsmedikamente oder
sogar Infusionen ohne jeden Wirk-
stoff auslieferte, diese aber regulär
abrechnete. Inwieweit dabei Patien-
ten zu Schaden kamen, ist im Nach-
hinein schwer nachweisbar. Einzel-
heiten wurden bisher vor allem vom

Recherchezentrum correctiv und dem
ARD-Magazin Panorama publiziert.
Die Tatsache, dass viele Onkolo-

gika nur eine kurze Lebenszeitver-
längerung, aber keine Heilung be-
wirken können, ermutigte Peter S.
vermutlich, dieses Geschäftsmodell
zu verfolgen. Das Ganze mutet wie ei-
ne Art äußerst zynische randomisier-
te Doppelblind-Großstudie an. Ran-
domisiert bedeutet, dass die Studi-
enteilnehmer per Zufall verschiede-
nen Gruppen zugeteilt werden – die
einen erhalten das zu prüfende Me-
dikament, die anderen nur ein Pla-
cebo. Bisher weiß die Staatsanwalt-
schaft nicht, nach welchem System
Peter S. vorgegangen ist, ob er Pati-
enten nach Geschlecht oder Alter,
nach den Wochentagen der Auslie-
ferung oder anders bevorzugte oder
benachteiligte. Der Apotheker selbst
schweigt zu den Vorwürfen. Doppel-
blind bedeutet auch in diesem kri-
minellen Zusammenhang, dass we-
der Arzt noch Patient wissen, ob Pla-

cebo oder Wirkstoff verabreicht wur-
den. In Bottrop wusste nach bisheri-
gem Stand nur Peter S. Genaueres.
Auf die Spur gekommen sind ihm

die eigenen Mitarbeiter. Verdacht ge-
schöpft hatten sie wohl schon länger
– Peter S. schloss sie immerwieder aus
dem Reinraum aus, das eigentlich üb-
liche Vier-Augen-Prinzip wurde un-
terlaufen. Dass er in Straßenkleidung
und mit seinem Hund die Laborräu-
me betrat, weist ebenfalls darauf hin,
dass er die Regeln nicht sonderlich
ernst nahm; möglicherweise dekla-
rierte er Kochsalz- und Glukoselösun-
gen nur um. Ohne die vorgeschriebe-
ne Sterilität gefährdete S. zusätzlich
auch Patienten, die mit korrekten In-
fusionen versorgt wurden.
Eine pharmazeutisch-technische

Assistentin brachte irgendwann eine
nicht benötigte Infusion nicht wie üb-
lich zur Apotheke zurück, sondern zur
Polizei. Für sie wies einiges darauf-
hin, dass der Beutel wirkstofffrei war.
Sie hatte sich nicht getäuscht. Da-

raufhin wurden 100 Infusionen in der
Apotheke beschlagnahmt. Zur Auf-
klärung trug auch der kaufmänni-
sche Leiter der Apotheke bei, der für
fünf Wirkstoffe die Differenz zwi-
schen eingekauften Medikamenten
und gelieferten Lösungen errechne-
te. Allein für einen der Wirkstoffe be-
trug der Gewinn 615 000 Euro statt
der legalen 34 000 Euro. Inzwischen
geht es in den Ermittlungen um 50
Wirkstoffe in über 40 000 Fällen seit
2012.
Die Boulevardpresse interessierte

sich bislang vor allem im Detail für
die 1000-Quadratmeter-Villa des
Apothekers, die dieser allein mit sei-
nem Retriever bewohnt. Interessan-
ter erscheint, dass Peter S. in den letz-
ten Jahren wirtschaftlich expandier-
te. Er kaufte Häuser in der Umge-
bung seiner Apotheke, die er wiede-
rum an Arztpraxen und Therapeuten
vermietete. Diese firmieren seit 2015
unter dem Logo »MediCity Bottrop –
Weil Gesundheit ein Geschenk ist«.

NACHRICHTEN

LINKE setzt sich für
Grundeinkommen ein
Erfurt. Die thüringische LINKE-
Landtagsfraktion will die Debatte
über ein bedingungsloses Grund-
einkommen vorantreiben. Mit dem
Koalitionsvertrag in Schleswig-
Holstein komme jetzt weiter Be-
wegung in die Sache, erklärte die
Sprecherin für Arbeitsmarktpoli-
tik, Ina Leukefeld, in Erfurt. In
Schleswig-Holstein hat sich die Ja-
maika-Koalition darauf geeinigt,
neue Absicherungsmodelle wie das
Grundeinkommen zu untersu-
chen. »Die Schaffung eines Zu-
kunftslabors, das Modelle zur Ein-
führung eines Grundeinkommens
entwickeln soll, könnte ich mir ge-
rade auch unter Rot-Rot-Grün in
Thüringen gut vorstellen«, erklär-
te Leukefeld. Thüringen sollte die-
se Idee aufgreifen und sich mit
Schleswig-Holstein gemeinsam auf
Bundesebene für entsprechende
Modellprojekte einsetzen. dpa/nd

Kinderhilfswerk hofft auf
Schutz vor Armut
Berlin. Das Deutsche Kinderhilfs-
werk hofft mit der nun in Kraft ge-
tretenen Reform des Unterhalts-
vorschusses auf eine Verbesserung
der wirtschaftlichen Lage von Kin-
dern. Der Unterhaltsvorschuss
könne vor allem für Kinder von Al-
leinerziehenden »ein wirksamer
Schutz vor Armut sein«, erklärte
Thomas Krüger, Präsident des
Deutschen Kinderhilfswerkes, am
Samstag in Berlin. Da die Auf-
wendungen für Bildung, Freizeit,
kulturelle Aktivitäten und die Per-
sönlichkeitsentwicklung mit zu-
nehmenden Alter der Kinder stie-
gen, sei die Verlängerung des Un-
terhaltsvorschusses bis zum 18.
Lebensjahr »richtig und wichtig«.
Damit die Leistung jetzt zügig be-
willigt und ausgezahlt werden
könne, müssten die Jugendämter
personell und organisatorisch ent-
sprechend ausgestattet werden,
betonte Krüger. AFP/nd

Moscheegründerin
erhält Morddrohungen
Berlin. Nach der Gründung einer
liberalen Moschee in Berlin ist die
Rechtsanwältin Seyran Ates offen-
bar mit massiven Morddrohungen
konfrontiert. Die in Istanbul ge-
borene Frauenrechtlerin, die 1984
in West-Berlin wegen ihres Enga-
gements für zugewanderte Frauen
bereits Opfer eines Attentats wur-
de und dabei lebensgefährliche
Verletzungen erlitt, werde deshalb
nun von mehreren Personenschüt-
zern rund um die Uhr bewacht, be-
richtet die »Welt amSonntag«.Dies
sei nach einer Gefährdungsanaly-
se des Landeskriminalamtes ent-
schieden worden. Damit erhalte
die Juristin einen umfassenden
Schutz, der auch Ministern nur sel-
ten gewährt werde. Ates habe in-
zwischen rund 100 Morddrohun-
gen erhalten, berichtet die Zei-
tung. In der von ihr gegründeten
»Ibn-Rushd-Goethe-Moschee«
dürfen Frauen und Männer, Sun-
niten, Schiiten und Aleviten ge-
meinsam beten. epd/nd

Guttenberg verneint
Rückkehr in Politik
München. Ex-Bundesminister
Karl-Theodor zu Guttenberg
(CSU) hat Gerüchte über eine
Rückkehr in die deutsche Politik
zurückgewiesen. »Man braucht
schon viel Fantasie, um die Un-
terstützung der Union mit einigen
wenigen Wahlkampfauftritten als
politisches Comeback zu bezeich-
nen«, sagte der 45-Jährige dem
Magazin »Business Insider
Deutschland«. Angesichts seiner
heutigen Distanz zur Tagespolitik
und sechsjähriger politischer Ent-
wöhnung sei er eher »ein kurz-
zeitig auftretender Ackergaul«.
Gefragt nach seinen Interessen bei
Wahlkampfauftritten antwortete
zu Guttenberg: »Einen Beitrag zur
Wiederwahl der Bundeskanzlerin
zu leisten und fünf Kilo Gewicht
zu verlieren in der Hitze der Bier-
zelte.« Der einstige Wirtschafts-
und Verteidigungsminister war
2011 zurückgetreten, weil er sei-
ne Doktorarbeit in Teilen abge-
schrieben hatte. dpa/nd

Krieg und Frieden im Amtsgericht
Militärgegner aus der Colbitz-Letzlinger Heide wurde wegen Protest auf Bundeswehrgelände in Bonn verurteilt
Weil sie sich gegen die Bundeswehr
in der Altmark engagieren, müssen
Mitglieder der Bürgerinitiative »Of-
fene Heide« vor Gericht. Dort pral-
len pazifistische Überzeugung und
Paragrafenreiterei aufeinander.

Von Hendrik Lasch, Bonn

Die große Frage von Krieg und Frie-
den kommt imAmtsgericht Bonn kurz
vor dem Wochenende auf den Tisch.
Im Foyer rückt die Putzkolonne an;
ein Beamter schließt ein Dienstzim-
mer nach dem nächsten ab. In Saal
2.09 indes appelliert Malte Fröhlich
wortreich an die Courage von Rich-
terin Tanja Gleesner. Sie solle »Mut«
aufbringen, sagt er: Ihn freisprechen
– und die Bundesregierungwegen der
Vorbereitung eines Angriffskrieges
anzeigen. Kleiner geht es nicht, auch
nicht kurz vor Feierabend.
Eigentlich sitzt Fröhlich wegen ei-

ner bloßen Ordnungswidrigkeit vor
Gleesner. Er hat ein Schild missach-
tet, ähnlich wie ein Temposünder; er
ist herumgelaufen, wo er nicht hätte
hingehen sollen. Bei dem Areal han-
delt es sich allerdings nicht um eine
private Wiese, sondern um den Bun-
deswehr-Übungsplatz in der Colbitz-
LetzlingerHeide: 23 000Hektar groß
und letzte Trainingsstation für alle
Soldaten der Bundeswehr, die in
Auslandseinsätze gehen – auf Missi-
onen, die Fröhlich und seine Mit-
streiter von der Bürgerinitiative Of-
fene Heide als »Angriffskriege« an-
sehen. Solche sind laut Charta der
Vereinten Nationen untersagt, be-
tont der Kriegsgegner in einer sechs
eng bedruckte Seiten umfassenden
Verteidigungsrede. Und da Artikel 25
Grundgesetz alle Bundesbürger in
die Pflicht nehme zur Wahrung des
Völkerrechts, habe er aktiv werden
müssen: »Was wäre ich, wenn ich
diesen Rechtsbruch der Bundesre-
gierung, von Bundeswehr und Justiz
unwidersprochen lassen würde?!«
Fröhlich hat also etwas unternom-

men. In derNacht zum1.August 2015
lief er mit Gleichgesinnten über den
Übungsplatz. Zu der Zeit fand in der
Altmark das inzwischen alljährliche
Protestcamp »War starts here« statt,
bei dem über die Aktivitäten der Bun-
deswehr informiert, aber auch zu Ak-
tionen zivilen Ungehorsams aufge-
rufen wird. Weil unklar war, wann sie
genau stattfänden, ließ die Bundes-
wehr den Übungsbetrieb ruhen – im-
merhin eine Woche lang. »Ein Rie-
senerfolg!«, sagt Fröhlich. Im Mor-
gengrauen wurde die Truppe von
Feldjägern aufgegriffen. Es gab An-
zeigen nach Paragraf 114 des Ord-
nungswidrigkeitengesetzes. Er ahn-
det das Betreten militärischer Anla-
gen, die »aus Sicherheitsgründen zur
Erfüllung dienstlicher Angelegenhei-
ten der Bundeswehr gesperrt« sind.
Seither müssen sich Aktivisten der

BI regelmäßig auf denWegnachBonn
machen, wo die Bundeswehr ihren
Gerichtsstand hat. Es sind lange Fahr-
ten, deren Anlass unerquicklicher ist

als der einer Reise am 1. September
2016. Damals wurde die »Offene Hei-
de« in Aachen mit dem Friedenspreis
gewürdigt. Sie erhielt die Auszeich-
nung für »Beharrlichkeit undMut (…)
zu immer wiederkehrendem zivilem

Ungehorsam«. Zudem gehe der Um-
stand, dass sich die Bundeswehr in
der Altmark auf Kriege vorbereite, al-
le Bundesbürger an. Was die Akti-
visten aus Sachsen-Anhalt dagegen an
Widerstand leisten, das leisteten sie
»stellvertretend für uns alle«.

Die Preisverleihung – es war die
erste für die Initiative in den 23 Jah-
ren ihrer Existenz – fand einige Be-
achtung. Die Prozesse gegen ihre Mit-
glieder – der gegen Fröhlich ist schon
der zehnte allein in diesem Jahr – sto-
ßen auf weit weniger Resonanz, trotz
der regelmäßigen Mahnwachen vor
dem Bonner Gerichtsgebäude. Im-
merhin: Unter dem guten Dutzend
Zuschauer im Amtsgericht sind auch
ein paar Friedensfreunde aus der frü-
heren Bundeshauptstadt. Für Fröh-
lich ist das Gebäude eine fast schon
vertraute Umgebung. Der 50-jährige
Bildhauer, der Spielplätze aus Holz
entwirft und baut, wurde bereits
zweimal wegen gleicher Delikte zu je
100 Euro verdonnert, zuletzt im No-
vember 2014 – von Richterin Glees-
ner in Bonn. Damals ging es um eine
Aktion bei einem der Friedenswege,
die es seit Herbst 1993 in jedem Mo-
nat gibt und von denen am gestrigen
Sonntag die 289. Auflage stattfand.

Die Richterin kennt also den De-
linquenten. Trotzdem scheint sie ver-
blüfft von der offensiven Taktik, mit
der dieser auf die Vorwürfe reagiert.
Er räume das Betreten ein?, fragt sie.
»Unbedingt«, erklärt Fröhlich. Er ha-
be die Sperrschilder gesehen?, setzt
sie nach. Selbstverständlich, erwidert
der Angeklagte. Aber derlei Schilder
»könnten auch an einem Terrorcamp
von Al Qaida hängen«, ergänzt der
Pazifist, der zudem beharrlich vom
»Kriegsministerium« spricht und der
Justiz »Rechtsbruch« vorwirft. Diese
verurteile Kriegsgegner wie ihn we-
gen Betretens des Übungsplatzes, sie
gehe aber nicht juristisch gegen die
dort stattfindenden Aktivitäten vor,
die nach Ansicht Fröhlichs gegen Ar-
tikel 26 des Grundgesetzes und das
dort verankerte Verbot von Angriffs-
kriegen verstoßen. »Das ist Strafver-
eitelung«, sagt der Angeklagte. Die
Richterin blättert nervös im Gesetz-
buch und droht eine Anzeige wegen

Verleumdung an. Er bitte sogar da-
rum, erwidert Fröhlich: »Formulie-
ren sie das als Anzeige!«
Fröhlich folgt nicht schlicht der al-

ten Regel, wonach Angriff die beste
Verteidigung ist. Die Aktivisten der
Offenen Heide versuchen vielmehr,
das Thema aus der Ecke der banalen
Ordnungswidrigkeiten herauszuho-
len und grundsätzlich juristisch klä-
ren zu lassen: Ist das, wofür in der
Heide und in der 140 Millionen Euro
teuren Übungsstadt Schnöggersburg
geübt wird, tatsächlich eine »dienst-
liche Aufgabe« der Bundeswehr? Sei-
ner Auffassung nach, sagt der 1999
aus Protest gegen deren Ja zu Kriegs-
einsätzen bei den Grünen ausgetre-
tene Fröhlich, gehe es bei Auslands-
einsätzen vielmehr um »schwerste
Straftaten«, die für die Menschen in
Ländern wie Afghanistan Leid und
Tod bringen und mitverantwortlich
sind für die stetige Ausbreitung des
Terrors. Die Richterin solle das an-
erkennen, bittet er – und damit »in
Opposition zur derzeit herrschenden
Gewaltpolitik« treten.
Es ist viel verlangt von einer Amts-

richterin an einem Freitag nach eins.
Fröhlich habe ein »hehres Ziel«,
räumt Gleesner ein: »Dass sie für den
Frieden sind, ist gut.« Aber geht es
denn nicht auch ohne Ordnungswid-
rigkeiten? Mit Demonstrationen zum
Beispiel, oder mit Leserbriefen?
Fröhlich winkt ab. Er berichtet, wie
die Initiative sich auf den Sachsen-
Anhalt-Tag vorbereitete, der kürz-
lich in Eisleben stattfand. Sie hatte
einen Festwagen vorbereitet, der in
Anlehnung an Luther das Motto trug:
»Thesen statt Prothesen«. Nur Tage
vor dem Fest luden die Organisato-
ren die »Offene Heide« aus – es war
die vierte Absage bei einem solchen
Landesfest. Der Beitrag sei zu poli-
tisch, erfuhr die Initiative. Derweil,
klagt Fröhlich, habe die Bundeswehr
beim Sachsen-Anhalt-Tag in einem
ganzen Straßenzug für ihre Version
»gewaltsamer Konfliktbearbeitung«
werben dürfen. Der »Militarismus«,
fügt er an, dringe immer weiter in die
Gesellschaft vor; Gegenstimmen
fänden in der Öffentlichkeit kein Ge-
hör. Die große Frage von Krieg und
Frieden, sie wird kaum noch grund-
sätzlich diskutiert.
Es ist auch an diesem Freitag nicht

anders. Gleesner erträgt mit säuerli-
cher Miene das weitschweifige Plä-
doyer von Fröhlichs Rechtsbeistand,
blättert dann noch kurz imGesetz und
verkündet kurz vor fünf ihrUrteil: 400
Euro Geldbuße wegen des »vorsätz-
lichen und unbefugten Betretens« des
Übungsgeländes der Bundeswehr. Es
komme ihr bei demRichterspruch nur
darauf an, dass die Fläche von der Ar-
mee gesperrt worden sei und Schil-
der darauf hingewiesen hätten, sagt
die Richterin. Wie das Gelände ge-
nutzt werde – »das zu hinterfragen ist
nicht meine Aufgabe« sagt Gleesner.
Sie weist noch darauf hin, dass eine
Beschwerde beim Oberlandesgericht
möglich ist. Dann ist Feierabend.

Regelmäßig treffen sich Unentwegte zum Protest gegen die Bundeswehr in der Heide Foto: dpa/Bernd Luge

Im September 2016
fuhr die BI gen Westen,
um einen Preis entge-
genzunehmen. Seither
reiste man zehn Mal in
den Westen zu Gericht.


